
Beitritts- mit Beteiligungserklärung 
mit - weiteren Pflichtanteilen 

- weiteren freiwilligen Geschäftsanteilen 
  (§§ 15, 15a und 15b i. V. m. § 2 GenG) 

 
F ○ Herr  ○ Frau 
 
Name:       1)  Mitgliedsnummer / GP: 
        
Vorname:              
 
Straße:        
 
PLZ / Ort:        
 
Tel.-Nummer:             E-Mail:      
 
Geb.-datum:          Nationalität:        Familienstand:    
 
Bankverbindung:             
   Institut 
              
   IBAN 
 
Ich erkläre hiermit meinen Beitritt zu der 
 
  GWG Gemeinnützige 
  Wohnungsgenossenschaft eG 
  Wörthstr. 7a, 42855 Remscheid 
 
 
und die Beteiligung mit      3   Pflichtanteilen 

       weiteren Pflichtanteilen 
       weiteren freiwilligen Geschäftsanteilen 2) 
 
 

Ich verpflichte mich, die nach Gesetz und Satzung der Genossenschaft geschuldeten Einzahlungen 
auf die Geschäftsanteile zu leisten und der Genossenschaft die zur Befriedigung der Gläubiger 
erforderlichen Nachschüsse bis zu der in der Satzung bestimmten Haftsumme zu zahlen.  
 
Ich bin darüber informiert, dass mit Beitritt ein Eintrittsgeld von 30,00 € zu zahlen ist und dass die 
Kündigungsfrist sowohl für einzelne Anteile als auch für die Mitgliedschaft insgesamt ein Jahr zum 
Geschäftsjahresende beträgt. 
 
Ich bestätige, ein Exemplar der Satzung erhalten zu haben. 
 
 
Remscheid,              
Ort, Datum     Unterschrift des Beitretenden / des gesetzlichen Vertreters 3) 
 
 
Lehnt die Genossenschaft den Beitritt und / oder die Beteiligung mit weiteren Geschäftsanteilen ab, so hat sie dies dem Antragsteller 
unverzüglich unter Rückgabe der Erklärung mitzuteilen ( § 15 Abs. 2 / § 15 b Abs. 3 Satz 2 GenG ). 
1) Bei juristischen Personen, OHG und KG Angabe der Firma, bei anderen Personenvereinigungen deren Bezeichnung oder die  
     vollständigen Namen und Anschriften sämtlicher Mitglieder ( § 30 Abs.2 Nr. 1 GenG ). 
2) Die Beteiligung mit weiteren freiwilligen Geschäftsanteilen darf nicht zugelassen werden, bevor alle Geschäftsanteile bis auf den  
    letzten voll eingezahlt sind ( § 15 b Abs. 2 GenG ). 
3) Bei Minderjährigen ist in der Regel die Unterschrift von Vater und Mutter erforderlich ( § 1629 BGB ), in den Fällen von 1) die der 
    Vertretungsberechtigten in satzungsmäßiger  Anzahl und Form. 


